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Abgeordneteuhans. 
0 74. Sitzung vom 28. Mai. 


Bräfident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Kultusminiſter von Putt⸗ 
kamer. 

Das Haus iſt ſtark beſetzt, die Tribünen ſind 
überfüllt. 

Tagesordnung: a 

Erſte Berathung des Geſetzentwurfs betreffend 
Abänderungen der kirchenpolttiſchen Geſetze. 

Zur Einleitung der Debatte erhält das Wort 
Kultueminifter v. Puttkamer: Meine Herren, 
indem ich mich anſchicke, den vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf der wohlwollenden Beurtheilung des Hauſes 
und dem erleuchteten Patriotismus eines jeden ein- 
nen Mitgliedes zu empfehlen, bitte ich um die 

niß, meinem einleitenden Vortrage zunächſt 
igen vorausſchicken zu dürfen über 
ich bei demſelben zu befolgen 


hat en Tage 
0 die lebha zeilnahme 
im den weiteſten Kreiſen gefunden, und die Beſpre⸗ 
gung deſſelben iſt in den Organen aller Partei- 
richtungen eiue überaus lebhafte geweſen, jo daß es 
faſt den Anſchein haben möchte, als ſel die Diskuſ⸗ 
ſion darüber bereits erſchöpft. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt es für mich ſehr ſchwer, der Verſuchung 
zu widerſtebhen, in die Beleuchtung der vielfachen 
Einwände hineinzutreten, welche der Geſetzen wurf 
hervorgerufen hat. Ich halte es indeß im Intereſſe 
der Sache für gerathener, mich vorläufig erläuternd 
und refertreud zu verhalten. Ich werde mir erlau⸗ 
ben, Ihnen in aller Kürze die Umſtände darzulegen, 
aus denen dieſer Geſetzentwurf entſtanden iſt, die 
Trlebfeder, auf welcher er beruht, die Ziele, welche 
er anſtrebt, und die Mittel und Wege, wie dieſe 
Ziele zu erreichen ſind. Nachdem die diplomatiſchen 
Altenftüde veröffentlicht find, wird mein Vortrag 
allerdings einen blaſſen, nüchternen Charakter an- 
nehmen. Die Vorlage hat ausſchließlich den Zweck, 
die Beſeitigung des Nothſtandes unſerer katholiſchen 
Mitbürger und die Wiederherſtellung des inneren 
Friedens zu ermöglichen. Der Miniſter legt kurz 
den Gang der Verhandlungen dar von Kiſſingen, 
Gaſtein und Wien und betont, daß dieſelben ledig ⸗ 
lich den Charakter von Beſprechungen gehabt ha- 
ben, und daß die Regierung vom erſten Augenblide 
an keinen Zweifel darüber habe aufkommen laſſen, 
daß die durch die Geſezgebung der Jahre 1873—75 
gezogene Grenzlinte nicht überſchritten werden könne. 
(Hört!) Die Beſprechungen hielten ſich demgemäß 
nur beſchränkt auf die Möglichkeit der Beſettigung 
beſtehender Differenzpunkte. Die kommiſſariſchen 
Berathungen in Wien hätten theils über Prinzi⸗ 
pienfragen allgemeiner Natur, theils über einzelne 
Beſttmmungen der Maigeſetze ſtattgefunden. Men 
habe Paragraph für Paragraph gemeinſam durch⸗ 
geſprochen, inwieweit ſie in kirchlicher Auffaſſung 
acceptabel ſeien, und inwieweit von Seiten des 
Staates Konzeſſionen in einzelnen Punkten gemacht 
werden können. Hierbei habe ſich herausgeſtellt 
erſtens das jenige, was ja durch die Jahrhunderte 
zur hiſtoriſchen Thatſache geworden, nämlich daß 
für Staat und Kirche ein gemeinſamer Rechtsboden 
überhaupt nicht vorhanden iſt, und daß die Staats⸗ 
geſetzgebung, welche dleſe Materie zu regeln unter- 
nimmt, niemals auf eine Berftändiguug mit der 
Kurie zu rechnen hat. Die einzige Verſtändigung 
ſei die Herſtellung eines modus vivendi, damit 
die Kirche ihre hohe Aufgabe erfüllen kann. Die 
Beſprechungen hätten der Regierung die Ent- 
täuſchung gebracht, daß in dieſer friedlichen 
Erörterung diejenigen Geſichtspunkte nicht zu 
finden, welche einen thatſächlichen modus vivendi 
ermöglichen. Der Redner hebt nunmehr diejenigen 
Punkte hervor, welche es unmöglich gemacht, den Bo⸗ 
den zu finden, von welchem aus eine organiſche 
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Reviſion der Maigeſetze hätte vorgenommen werden 
können. Die Kurie habe allen Forderungen der 
Regierung, obgleich dieſe bis an die äußerſte Grenze 
des Nachgebens gegangen, ein non possumus ent- 
gegengeſtellt. Die Regierung würde eine Thorheit 
und eine Schwäche begangen haben, wenn fie ihrer- 
ſeits eine ſo wirkſame Waffe, wie die Maigeſetz⸗ 
gebung, aus der Hand gegeben, ohne dafür an- 
dererſeits etwas einzutauſchen. Der Gedanke, der 
in der Vorlage ſeinen Ausdruck gefunden, ſei der 
Reglerung geradezu aufgedrängt worden. Dieſer 
Gedanke ſchließe ſich an das bekannte öſterreichiſche 
Syſtem der kirchenpolitiſchen Verhältniſſe, ein 
Spſtem, welches ganz ausſchließlich eine Verwaltungs⸗ 
Geſetzgebung enthält. Weiter verweiſt Redner auf 
das bekannte päpſtliche Breve vom 24. Februar 
d. J., das ſelbſtverſtändlich einen günſtigen Eindruck 
machen mußte. Die Antwort auf daſſelbe ſei der 
bekannte Staatsminiſterial⸗Beſchluß. Die Regierung 
habe praktiſche Thaten auf jenes Breve erwarten 
dürfen. Dem habe die Kurie nicht entſprochen. 
Der Miniſter verlieſt die Depeſche des päpſtlichen 
Staatsſekretärs Nina an den Pronuntius Jacobini, 
auf welche in dem Bericht des Prinzen Reuß Be⸗ 
zug genommen wird, und in welcher dem Breve die 
Bedeutung gegeben wird, daß an letzter Stelle der 
Papſt allein über die Anſtellung eines Kuratgeiſt⸗ 
lichen zu entſcheiden habe; es ſolle jene Anzeige 
durchaus nicht als eine Konzeſſton an die Regie- 
rung betrachtet werden. Für die Regierung ſei mit 
dirſem Augenblicke die Kriſis eingetreten, ſie habe 
ſich fragen müſſen, was nun geſchehen ſolle. Er 
erkenne an, daß der Papſt ſich in einer günſtigeren 
Lage befinde als der Staat. Für die Kurie ſei 
der preußiſche kirchenpolitiſche Kampf eine Bone 
in dem Kampfe um die Weltherrſchaft; ſie könne 
abwarten, ſie könne den Nothſtand von Millionen 
eine Zeit lang unterordnen den oberſten Geſichts⸗ 
punkten der vatikaniſchen Politik; der Staat dürfe 
ſich auf dieſen Standpunkt nicht ſtellen. Die Re⸗ 
gierung habe nicht blos eine politiſch⸗konſtitutionelle, 
fie habe auch eine ſchwere moraliſch⸗patriotiſche Ver 
antwortlichkeit; ſie habe die Pflicht, ihren katholi⸗ 
ſchen Mitbürgern aus ihrem geiſtlichen Nothſtande 
herauszuhelfen. Dieſer Nothſtand ſei unzweifelhaft 
vorhanden. Von den 12 Diözeſen hätten nur noch 
4 eine oberhirtliche Leitung. Die Domkapitel ver⸗ 
ödeten und etwa der fünfte Theil der Pfarreien ſei 
vakant. Die Lehrſtühle der katholiſchen Fakultäten 
zeigten große Lücken, der Religtonsunterricht ſelbſt 
könne nur noch vereinzelt ertheilt werden. Die 
Regierung wiſſe ſich allerdings von jeder Verant- 
wortlichkeit für dieſe Zuſtände frei, die Verant⸗ 
wortung dafür ruhe auf der anderen Seite, aber 
fie halte ſich doch moraliſch verpflichtet, dieſen Zu⸗ 
ſtänden ein Ende zu machen. Diejenigen, welche 
glaubten, die Regierung werde nach dieſer Haltung 
der Kurie die Vorlage zurückziehen, hätten von der 
Selbſtſtändigkeit eines großen Staates eigene Be⸗ 
griffe. Unſere geſetzgeberiſche Arbeit ſei hieran nicht 
gebunden. Die Regierung verlange und erwarte 
von der Kurie keine Konzeſſtonen, ſondern nur eine 
weiſe Erwägung, um aus den beſtehenden Zuſtänden 
herauszukommen. Redner geht darauf ſehr aus⸗ 
führlich auf die Vorlage ſelbſt ein und kommt zu 
dem Schluß, daß die Regierung bereit ſei, in die 
ſorgfältigſte gemeinſchaftliche Erwägung der gegen 
die Vorlage erhobenen Bedenken einzutreten. Sit 
hoffe auf die Annahme wenigſtens des Kerns der 
Vorlage im Intereſſe des kirchlichen Früdens. Die 
Reglerung möchte nicht vor der Geſchichte die 
Verantwortlichkeit übernehmen, irgend etwas un⸗ 
terlaſſen zu haben, was unter Wahrung der Würde 
des Staates geſchehen kann, um den inneren Frie⸗ 
den wiederherzuſtellen, deſſen unſer Vaterland jo 
dringend bedarf. (Bravo rechts.) 

Auf der Rednerliſte ſtehen 18 Redner gegen, 
11 für die Vorlage eingeſchrieben. 

Abg. Dr. Falk konſtatirt, daß der Staats⸗ 
miniſterialbeſchluß vom 17. März lediglich auf dem 
Standpunkte ſtehe, den die Staatsregierung ſeit vie⸗ 
len Jahren in dieſen Dingen eingenommen habe. 
Die Vorlage habe dieſen Standpunkt verlaſſen. 
Wo ſei ein Entgegenkommen der Geiſtlichkeit? Wo 
die friedliche Geſinnung des Papſtes ? Alle Voraus- 
ſetzungen ſeien unerfüllt geblieben, und dennoch dieſe 
Vorlage? Die Vorlage verlange nicht blos eine 
Vollmacht zur Unterlaſſung gewiſſer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen, nein, ſie hebe die Grundſätze der bis⸗ 
herigen Geſetzgebung und einzelne Geſetze ſelbſt auf. 
Damit ſei der Standpunkt von früher aufgegeben 


wolle. 
verlaſſen? Unerklärlich ſei der Standpunkt der Re⸗ 


Aktenſtücke. Wozu dieſe Eile, der Papſt habe nur 
Worte, aber keine Thaten zugeſagt. Dieſer Hal- 
tung der Kurie gegenüber ſei die Vorlage ſehr be- 
denklich. Nur mit der geößten Ausdauer ſei Rom 
zu bekämpfen und dieſen Standpunkt verlaſſe die 
Vorlage. Wenn man Gnade üben wolle, dann 
müſſe doch mindeſtens die Zuverſicht vorhanden ſein, 
daß der Begnadigte nunmehr die Geſetze befolgen 
werde. (Sehr wahr!) Habe man dieſe Zuverſicht? 
Nein, nur fromme Wünſche. (Sehr wahr!) Die 
Biſchöfe mißachten den Rechtsſpruch, der fie ab⸗ 
ſetzt, und üben ihr Amt nach wie vor. Welche 
Bedeutung habe demnach der Rechtsſpruch? Der 
Standpunkt der Biſchöfe bleibt der alte, nur die 
Staateregierung ändert den ihrigen. (Sehr wahr!) 
Glaubt die Regierung wirklich, daß ſie dieſe Dinge 
fe:te jo und morgen wieder anders behan⸗ 
dein dürfe? Das iſt unmöglich. Redner erinnert 
au die Kampfe unter König Friedrich Wilhelm Lil. 
und den Biſchof Droſte von Viſchering, der auf 
ſeinen biſchöflichen Stuhl nicht wieder zurückgekom⸗ 
men, während die jetzt zu Recht abgeſetzten Biſchöfe 
wieder in ihr Amt zurückberufen werden follten. 
hg bedauert, daß man die Geſetze jetzt jo we⸗ 
nig hoch achtet, daß man die Souveränität des 
eſetzes ſo wenig reſpektirt. Welchen Erfolg würde 
nn die Vorlage haben? Das Centrum würde 


ie Gelſtlichkeit werde jagen: Seht Ihr den Er- 
folg dieſes Kampfes? Harret nur aus und noch 
beſſere Früchte werden uns in den Schooß fallen. Schon 
rühme man ſich, den Fürſten Bismarck mürbe ge⸗ 
macht zu haben. Die Verlage bleibe ein Fehler, 
ſelbſt wenn ſie abgelehnt werde. Die Vollmachten 
werden übrigens nicht für kurze Zeit verlangt, nicht 
blos ſo lange, als Fürſt Bismarck an der Spitze 
ſtehe, ſondern für unbekannte Männer und unbe⸗ 
ſtimmte Zeit. Vergeſſe man doch nicht, daß der 
Reichskanzler noch vor wenigen Wochen an anderer 
Stelle geſagt, daß, wenn er zurücktrete, unſerer eine 
klerikal⸗konſervative Regierung harre. Eine Aende⸗ 
rung der Vorlage durch die Einſtellung einer Friſt 
jet kein annehmbares Auskunftemittel, denn die 
Möglichkeit, nach Jahresfriſt die alten Geſetze wie⸗ 
der aufzunehmen, ſei in Wirklichkeit gar nicht vor⸗ 
handen. Auch halte er es des Staates nicht ganz 
würdig, feine Geſetze auf Zeit zu machen. Dieje⸗ 
nigen, welche ſolche Anordnung beabſichtigen, ſtän⸗ 
den ebenſo, wie die Vorlage ſelbſt, unter dem un- 
mittelbaren Eindruck der Gegenwart. Solche Kämpfe, 
wie die gegenwärtigen, kehrten regelmäßig wieder, 
und jedes Zurückweichen ſei um ſo verhängnißvoller, 
je heftiger der vorhergegangene Kampf geweſen. Ein 
Nachgeben nach den heftigen Kämpfen des letzten 
Decenniums ſei vollſtändig unmöglich, deshalb 
müſſe er fi entſchieden gegen die Vorlage er- 
klären. (Beifall links; Ziſchen rechts und im 
Centrum) 

Abg v. Schorlemer- Al ſt beantragt wegen 
des im Saale herrſchenden Dunft:s die Sitzung 
auf eine Viertelſtunde zu vertagen, was auch ge- 
ſchieht. 

Abg. Frhr. v. Hammerſtein (für die 
Vorlage): Zur Bezeichnung des Standpunktes mei- 
ner Partei gegenüber der Vorlage glaube ich von 
einer akademiſchen Erörterung des Verhältniſſes von 
Kirche und Staat abſehen zu können. Die Rege- 
lung dieſes Verhältniſſes hat die Maigeſetzgebung 
unternommen, die wegen formeller und materieller 
Fehler nicht gedeihlich wirken konnte. Ein ſolcher 
Fehler iſt der geweſen, daß man den Kampf auf 
dem Boden der Geſetzgebung ſtatt dem der Ver⸗ 
waltung führte. Die Folge davon iſt die geweſen, 
daß der Kampf ſich gleichzeitig auf die evangeliſche 
Kirche ausdehnte, deren Schirmherr nicht ein aus⸗ 
ländiſcher Fürſt, ſondern der eigene Landesherr iſt, 
daß dadurch das öffentliche Rechtsbewußtſein ver⸗ 
wirrt wurde und das Volk glaubt, es handele ſich 
nicht um einen Kampf zwiſchen Staat und Kirche, 
ſondern um einen Kampf gegen alle Chriſten. Die 
Regierung hat den Fehler erkannt und will jetzt 
das nichtige Mittel dazu ergreifen. Die Regierung 
muß dieſelben Machtmittel haben wie der Papſt; 
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Sonnabend, den 29. Mai 1880. 


worden, nämlich der Standpunkt, der immer mit 
den Worten betont wurde: erſt müſſe die Kurie 
Garantien dafür geben, daß ſie den Frieden wirklich 
Welche Gründe hätten nun die Staatere⸗ 
gierung ernſtlich beſtimmt, den alten Standpunkt zu 


gierung nach Veröffentlichung der diplomatiſchen 
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dieſer aber iſt, wie der Herr Kultusminifter ausge- 
führt hat, abſolut Darum wollen wir der Re- 
gierung die verlangte Vollmacht geben, wenn auch 
nur als ein Proviforium; denn ein Definitivum 
daraus zu machen, verbieten gewiſſe wichtige Be⸗ 
denken. Dies ſind die kirchenpolttiſchen Erwägun⸗ 
gen. Aus allgemein politiſchem Geſichte punkte be⸗ 
trachtet eröffnet die Vorlage eine weitere Perſpek⸗ 
tive. Ich gehe nicht auf den Kulturkampf in 
Frankreich ein, ſondern beſchränke mich darauf, auf 
die innere Politik hinzuweiſen. Unſere ganze innere 
Geſetzgebung leidet ſeit Jahren unter dem Einfluſſe 
des Kulturkampfes, und zwar ſind Sie, m. H. 
vom Centrum, daran ſchuld, die Sie Alles von 
dieſem Geſichtspunkte aus anſehen. Können Ste 
jetzt den Vorwurf auf ſich nehmen, der Regierung 
durch Ablehnung der Vorlage die Möglichkeit einer 
Beſſerung des von Ihnen ſo oft geſchilderten geiſti⸗ 
gen Nothſtandes zu benehmen? Ich gebe mich der 
Hoffnung hin, daß nach erfolgter Kommiſſtons-Be⸗ 
rathung eine ruhigere Erwägung aufkommen wird. 
Will die liberale Partei die Vorlage mit dem ge- 
flügelten Worte abfertigen: Nach Kanoſſa gehen 
wir nicht? Es iſt mit den geflügelten Worten eine 
eigene Sache. Sie werden von einem gelſtreichen 
Manne aufgeworfen, mißverſtanden und falſch an- 
gewendet. (Heiterkeit.) Wir Alle wiſſen doch, daß 
Heinrich IV. lediglich aus politiſchen Gründen nach 
Kanoſſa ging (Abg. Richter ruft: „Das iſt aber 
hier dieſelbe Sache!“), daß er unmittelbar darauf 
den Kampf gegen den Papſt aufnahm, der im Exil 
ſtarb. Glauben Sie, daß Fürſt Bismarck etwas 
Anderes mit den Worten „nach Kanoſſa gehen wir 
nicht“ ſagen wollte als: Deutſchland ſteht groß 


nach Deutſchland, es wird nie beim Papſte um 


Beiſtand bitten. (Abg. Richter ruft: Na, na, na! 
— Heiterkeit.) So wolle man doch dieſem Worte 
keine falſche Bedeutung unterſchieben. Gehen Sie 
hinaus ins Volk, es wird Sie nicht verſtehen. Es 
wird beſſer die landesväterliche Fürſorge der Staats⸗ 
regierung verſtehen, welche den dringenden Wunſch 
hat, die tiefen Schäden zu heilen. (Beifall rechts.) 
Ich reſumire mich dahin: Kirchliche und politiſche 
Gründe von höchſter Bedeutung fordern die Been⸗ 
digung des Kulturkampfes. Der Weg, den die 
Vorlage einſchlägt, iſt der einzige, der dahin führen 
kann; deshalb werden wir der Vorlage und ihrem 
proviſoriſchen Charakter zuſtimmen, ſchließen jedoch 
etwaige Amendements nicht aus. So münſchen 
wir eine Modifikation des Artikels 4, damit die 
Perſon des Königs weniger in den Vordergrund 
tritt. Annehmen aber müſſen wir den vorgeſchla⸗ 
genen Weg, um endlich aus dem Wirrſale heraus- 
zukommen, das ſich auf kirchlichem Gebiete in 
Deutſchland zeigt. (Beifall rechts.) 


Abg. Dr. Windthorſt: Für die Vorlage 
hätte nichts Beſſeres angeführt werden können, als 
es Herr Falk gethan. Schon die Thatſache, daß 
derſelbe Mann, welcher früher erklärte, er jet zu⸗ 
rückgetreten, um dem Frieden nicht hinderlich zu 
ſein, heute dieſes Wort bereits vergeſſen, und unter 
dem Beifall der Herren Richter und Lauenſtein 
(Heiterkeit), unter dem vollen Beifall eines großen 
Theiles der linken Seite des Hauſes alſo geſprochen 
habe, das müſſe zu Bedenken auffordern für alle 
diejenigen, welche an ſich der Vorlage aus anderen 
Gründen feindlich gegenüberſtehen. Den Herren 
Konſervativen möchte er bemerken, daß ſie das We⸗ 
ſen des Kampfes nicht richtig aufgefaßt, wenn ſie 
glaubten, daß der Kampf ſich nur gegen das Papſt- 
thum richte. Nein, m. H., es iſt nicht ein Kampf 
gegen das Papſtthum, ſondern ein Kampf gegen 
den Glauben. (Widerſpruch.) Wenn Sie das 
noch nicht in den letzten 10 Jahren gelernt haben, 
dann verſtehen Sie die Zeichen der Zeit nicht. 
Wenn es gelingt, dieſen Kampf ſiegreich zu Ende 
zu führen, das volle Staatskirchenthum herzuſtellen, 
wenn es gelingt, die katholiſche Kirche unter den 
Staat zu beugen, dann wird es mit dem Kirchen- 
weſen überhaupt vorbei ſein, dann haben Sie ſtatt 
einer Kirche eine Polizei. (Widerſpruch.) Ich 
komme nun auf die Vorlage ſelbſt. Das, was 
bis jetzt publizirt iſt, iſt abſolut unverſtändlich und 
giebt ein richtiges Bild nicht. Ich hatte die Hoff- 
nung, das Ende des Kulturkampfes noch zu er⸗ 
leben, jetzt habe ich dieſe Hoffnung nicht. 
hoffe ich nicht mehr, daß mir noch in der S 
ſtunde der Troſt zu Theil werden wird, das 
des Kulturkampfes erlebt zu haben. Redner 
an die Regierung die Bitte, dem Hauſe einen 
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ſtändigen Ueberblick über die gefammten Verhand⸗ 
lungen zu geben. Im Namen aller meiner Freunde 
babe ich nun eine Erklärung voranzufchiden. Die 
erſte Erklärung geht dahin, daß wir in der gegen- 
wärtigen Generaldebatte in keiner Weiſe unſer de⸗ 
finitives Votum abgeben. (Oho! links.) Dieſes 
Oho habe ich erwartet, aber glauben Sie mir, für 
uns ſind die Intereſſen, die hier in Frage ſtehen, 
von ſo eminenter Bedeutung, daß wir uns wohl 
hüien werden, irgend welchen Schritt in Ueber- 
eilung zu thun, und außerdem find wir weder fort⸗ 
ſchrittlich, noch liberal und haben nicht eine ſo 
raſche Auffaſſung, um unſer Urtheil ſchon jetzt ab⸗ 
geben zu können. (Heiterkeit) Die zweite Er⸗ 
klärung iſt die, daß, wenn wir in die Berathung 
dieſer Vorlage eintreten und an der Abſtimmung 
über die einzelnen Beſtimmungen theilnehmen, wir 
dadurch in keiner Weiſe dem Rechte der Kirche 
Abbruch thun wollen. Wir ſtehen auf dem un⸗ 
zweifelhaft für uns gegebenen Standpunkt, daß 
das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat nur im 
Einvernehmen mit dem heiligen Stuhl geregelt 
werden kann. Ich bin der Anſicht, und das iſt 
die dritte Erklärung, daß ein voller Frieden in 
Beziehung auf das Verhältniß zwiſchen Staat und 
Kirche in Preußen und in Deutſchland nicht 
eher fattfinden wird, als bis der status quo 
ante voll und ganz hergeſtellt iſt. Ich glaube 


nicht, daß dieſes Ziel mit einem Schlage erreicht 


werden wird, aber wir haben gelernt und wir 


hebung der Anklage abgelehnt, in 5 Fällen wurden 
durch Erkenntniß 2 Perſonen frelgeſprochen und 3 
Perſonen zu insgeſammt 22 Tagen Gefängniß ver⸗ 


urtheilt. Die übrigen 77 Fälle ſind noch uner⸗ 


ledigt. 


— Wie die „Newyorker Handelszeitung“ vom 
14. d. mittheilt, meldet eine aus Panama in Wa⸗ 
ſhington eingetroffene Depeſche, daß es einer Anzahl 
amerikaniſcher Kapitaliſten gelungen iſt, vom Präfl- 
denten von Nicaragua die Konzeſſton zum Bau 
eines Kanals über irgend einen hierzu am meiſten 
geeignet ſcheinenden Theil der genannten Republik 
unter äußerſt liberalen Bedingungen zu erwirken. 
Dieſer Umſtand iſt inſofern wichtig, als hierdurch 
das Projekt eines Iſthmus⸗Kanals unter amerika⸗ 
niſcher Kontrolle eine beſtimmtere Geſtalt angenom⸗ 
men und ſoll auch dem Vernehmen nach demnächſt 
eine direkt gegen Leſſeps Plan gerichtete Organiſa⸗ 
tion ins Leben gerufen werden. In Frankreich ſoll 
die Nachricht, daß die Regierung von Nicaragua 
einer amerikaniſchen Geſellſchaft eine Kanal⸗Konzeſ⸗ 
ſion ertheilt hat, beträchtliche Senſation hervorge⸗ 
rufen haben. 


Provinzielles. 

Stettin, 29. Mai. Aus Colberg ſchreibt 
man dem „Berl. Tagebl.“: Unſere Badedirektion, 
die während des Winters wacker gearbeitet hat, 
hielt dieſer Tage im Strandſchloß eine Sitzung ab, 
um noch einmal vor Beginn der Salſon zu über- 


fländigkeit aufzugeben, um nur keinen Nachtheil zu 
haben. Und wenn man dieſes Syſtem in feinem 


werden es unſeren Nachkommen lehren, daß man 
recht viel Geduld haben muß, und daß man mit 
Geduld und Ausharren recht viel erreicht. Wir 
wünſchen, daß wir uns mit unſeren Kollegen ver ⸗ 
einigen könnten, denn wir haben die Uleberzeugung, 
daß ohne den Frieden ſowohl die chriſtliche Kirche 
wie der Staat in ihren Fundamenten erſchüttert 
werden müſſen, und daß insbeſondere den ſubver⸗ 
fiven Tendenzen der Gegenwart mit Erfolg nicht 
entgegengetreten werden kann, wenn dieſer Frieden 
nicht hergeſtellt iſt. Es ſcheint in der That, als 
ob in der Staatsregierung zwei Seelen vorhanden 
find. Die eine ſpricht aus dem Kultus miniſterium, 
die andere aus den Regionen des Herrn Minifter- 
Präſidenten. Dieſe Methode erinnert an den Erl- 
könig: Freundlich liebkoſend, verlockend und dann 
der Refrain: Und kommſt du nicht willig, ſo brauch 
ich Gewalt! Heiterkeit.) Redner weiſt entſchieden 
den Gedanken zurück, daß der Papſt jemals ver- 
ſuchen werde, auf das Centrum in politiſchen Fra⸗ 
gen irgendwie einzuwirken; das Centrum ſei über⸗ 
haupt keine konfeſſtonelle Partei; es ſtände nur auf 
dem Standpunkt der poſitiv chriſtlichen Glaubens- 
lehre. Werde die Vorlage angenommen, ſo bahne 
man eine großartige Korruption an. Wenn man 
unter einem Zuſtande lebe, wonach es in der Hund 
des Staates liegt, zu nehmen und zu geben, ſo 
liegt es tief in der menſchlichen Natur, die Selbſt⸗ 


ſchauen, was mit bereiter Hülfe der ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden zur Förderung des Bades Alles neu ge⸗ 
ſchaffen worden, oder wenigſtens der Vollendung 
entgegengeht. Man fand vor Allem, daß der er⸗ 
weiterte Strandſchloßperron, an deſſen Herſtellung 
80 Arbeiter ſeit Wochen gearbeitet haben, durch 
ſeine Großartigkeit die Erwartungen weit übertreffe. 
Eine nicht minder erfreuliche Perſpektive gewährten 
die Veranden, die nunmehr das Strandſchloß auf 
allen zugängigen Fronten umgeben werden, um bei 
Sturm und Regen es den Kurgäſten zu ermög⸗ 
lichen, im Anblick der See und im ungehinderten 
Genuſſe der Luft im Freien zu verharren. Man 
konſtatirte alsdann, daß der neue große Kanal vom 
Strandſchloß nach der Perſante vollendet, daß die 
Parkanlagen an der Plantage und die Promenaden 
in recht erfreulicher Weiſe nach der Richtung des 
Stadtwaldes weiter fortgeführt, und daß desgleichen 
die Verbeſſerungen am Damen ⸗Seebade und in der 
Leſehalle ausgeführt ſeien. Nachdem noch über die 
Gewinnung eines kleineren Dampfers für regel- 
mäßige tägliche Seefahrten längs der Küſte und 
eines größeren für bedeutendere Exkurſtonen, ſowie 
über die ziemlich zugeſicherte Ausgabe von Saiſon⸗ 
billets auf Colberg mit ſechswöchentlicher Gültig⸗ 


bau des Theaters von den betreffenden Mitgliedlern 
der Direktion in Augenſchein genommen. — Wfun 
man ſich hierzu vergegenwärtigt, daß ſeit der letzſten 


Kulminationspunkte ſich vergegenwärtigen wolle, jo 
dürfe man ſich nur den Art. 8 anſehen. Man 
wolle einen Fonds anſammeln, um die Geiſtlichen 


ſerem Bade gebaut worden, daß ein Wiener Chfe 
entſtanden, daß ein eigenes feines „Polen-Reſtfu⸗ 


keit referirt worden, wurde noch der Erweiterungs⸗ 


Saiſon auch wieder recht viel von Privaten in un- 


zu korrumpiren. 


zunehmen. 
tigen Debatte entnommen. 


Falk wieder Miniſter wird. 


zug daranſetzen werden. 


reicht vollkommen aus. 


ſtehen. 


leider, daß dies ſchwer ſein wird. 
nicht eher zweifeln, als bis die Thatſachen vorliegen. 
Wir kämpfen nicht des Kampfes wegen, wir käm⸗ 
pfen des Friedens wegen, der uns Allen noth thut. 
(Beifall im Centrum.) 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 10 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be- 
rathung. 

Schluß 46% Uhr. 

Dentſchland. 

** Berlin, 28. Mai. Im Jahre 1879 find 
auf den deutſchen Eiſenbahnen außer 109 Tödtun⸗ 
gen und 13 Verletzungen bei beabſichtigtem Gelbft- 
morde im Ganzen 1733 Perſonen verunglückt und 
zwar 119 Paſſagiere (13 getödtet, 106 verletzt), 
784 Weamte (137 getödtet und 647 verletzt), 571 
Arbeiter (118 getödtet, 453 verletzt), 259 fremde 
Perſonen (143 getödtet, 116 verletzt). Von den 
Verletzten ſtarben ſpäter noch 66, über 4 Wochen 
waren krank 306, über 3 Monate 80, über 6 
Monate 22; bei 12 Perſonen iſt dauernde Wieder ⸗ 
herſtellung nicht zu hoffen. 237 Perſonen ſind 
noch krank und von 63 Perſonen iſt über den 
Verlauf der Krankheit nichts bekannt. Von den 
1464 Fällen, in denen Verletzungen und Tödtun⸗ 
gen vorkamen, gelangten 902 zur gerichtlichen Kog⸗ 
nitlon; von dieſen wurde in 820 Fällen die Er- 


Er begreife nicht, wie es möglich 
iſt, einen ſolchen Paragraphen in dieſes Geſetz auf⸗ 
Eine Befriedigung habe er aus der heu⸗ 
Nach der Rede des 
Herrn Falk werde es gute Zeit haben, daß Dr. 
Es ſei das überhaupt 
die ſchwache Seite der Vorlage, daß es auf die 
Perſon ankommt, welche das Geſetz ausführt. 
Wenn das Geſetz zur Annahme gelangt, ſo werden 
ſämmtliche Katholiken von der Politik ausgeſchloſſen. 
Wir haben keine Freude am Kampfe, wir leben 
auch nicht vom Kampfe, aber wenn er fortgeführt 
werden ſoll, ſo iſt der Preis, um den wir kämpfen, 
ein jo erhabener, daß wir auch den letzten Athem- 
Das Pulver iſt weder zu 
früh noch überhaupt verſchoſſen, unſere Munition 
Der Papſt habe feine Frie⸗ 
densliebe bekundet, man könnte faſt jagen, der Papſt 
ſei nach Canoſſa gegangen; nirgends werde der 
Friede mehr gewünſcht, als in Rom, aber die Rechte 
der Kirche könne der Papſt nicht aufgeben, ſonſt 
würde auf dem kirchlichen Boden Verwirrung ent- 
Redner ſchließt: So wie die Sache liegt, 
können wird auf dieſelbe nicht eingehen; ſollten die 
Modifikationen ſolche ſein, daß ſie annehmbar wür⸗ 
den, dann würden wir uns freuen, wir fürchten 
Aber wir wollen 


rant“ den beiden polniſchen Badeärzten hierher ge⸗ 
folgt iſt, daß unter Anderem auch das Vereinsjdol- 
bad wieder Tauſende an ſeine Ausſtattung verwen⸗ 
det, dann muß man geſtehen, daß das Plus von 
500 Gäſten, das wir im vorigen Jahre zählten, 
hier nach allen Seiten hin einen recht glücklichen 
Impuls gegeben hat. 

— Der morgige Sonntag bietet für das 
ſchauluſtige Publikum zwei ganz eigenartige Ver⸗ 
gnügungen, ein „indiſches Roaſtbeef-Feſt“ und 
„Schnelllaufproduktion“, das erſtere im Stadtpark, 
das letztere im Hirt'ſchen Garten auf der Pölitzer⸗ 
ſtraße. Das indiſche Roaſtbeef⸗Feſt, welches von 
dem „Obermundkoch des Radja von Hydrabat in 
Hindoſtan, Mr. P. Mulert“, veranſtaltet wird, 
ſoll bereits am Vormittag dadurch ſeinen Anfang 
nehmen, daß dem Publikum ein großer Maſtochſe 
präſentirt wird, der am Mittag geſchlachtet und 
bis zum Abend nach „indiſcher Art“ vor den Augen 
des Publikums an einem großen Spieß gebraten 
werden ſoll. Hat das Publikum während dieſer 
langen Produktion Appetit bekommen, ſo kann es 
denſelben ſofort an dem „friſchen, wohlſchmeckenden 
Roaſtbeef“, von dem Probe-Portlonen im Garten 
verkauft werden, ſtillen. Man ſteht, es wird Alles 
aufgeboten, dem Publikum Abwechſelung und — 
Appetit zu verſchaffen. — Die Schnelllauf-Pro- 
duktionen im Hirt'ſchen Garten werden von dem 
„berühmten Hinderniß⸗Schnellläufer Schlagenhauf 
aus Berlin“ ausgeführt, der auch bei eintretender 
Dunkelheit einen „indiſchen Feuerlauf“, eine uns 
unbekannte Trabtour, ausführen will und demjeni⸗ 
gen Pferde 100 Mark Prämie verſpricht, das mit 
ihm in gleichem Trabe aushält. Das Publikum 
kann ſich alſo morgen durch den Beſuch zweier Lo- 
kale in Grünhof nach „Indien“ verſetzt fühlen, 
wenn Jupiter pluvius nicht einen Strich durch die 
Rechnung macht. 

— Von dem Trockenboden des Hauſes grüne 
Schanze 15 wurden geſtern, nachdem das Vorhänge 
ſchloß erbrochen worden, verſchiedene Kleidungs⸗ 
und Wäſcheſtücke im Werthe von ca. 20 Mk. ge- 
ſtohlen, ohne daß es gelang, die Diebe zu er⸗ 
mitteln. 

— Wir theilten vor einigen Tagen mit, daß 
der Firma Elkan & Co. in der Nacht vom 23. 
zum 24. oder 22. zum 23. d. Mts. 8 Zentner 
Pfeffer im Werthe von 500 Mk. geſtohlen ſeien. 
Die Beſtohlenen müſſen ſich bei der Anzeige des 
Diebſtahls in der Zeitangabe geirrt haben, denn 
der geſtohlene Pfeffer war bereits am 20. d. M., 
wie durch die Schutzleute Weſtphal und Reppin er⸗ 
mittelt iſt, in Händen des Kaufmanns Friedrich 
Ludwig Blocksdorf, Warſowerſtr. 4. Letzterer 
giebt an, den Pfeffer von dem „großen Unbekannten“ 


gekauft zu haben und hat denſelben bereits an an-| Hammel anbetrifft, vollſtändig leblos, da nicht allein 


dere Firmen weiter verkauft; 51 Centner find be⸗ 
reits in anderen Geſchäften aufgefunden, während 
24½ Centner noch nicht ermittelt find. Durch die 
angeſtellten Recherchen iſt Blocksdorf nicht nur der 
Hehlerei, ſondern auch der Theilnahme an dem Dieb⸗ 
ſtahl dringend verdächtig, da ermittelt iſt, daß er 
ſich mehrere Nächte außerhalb ſeiner Behauſung 
aufgehalten hat und iſt deshalb am 26. d. Mts. 
ſeine Verhaftung erfolgt. 

— Wie wir erfahren, iſt der „Stein“ glück⸗ 
licher Weiſe noch ſo wieder von Darßerort abge⸗ 
kommen, daß eine Beſchädigung des Schiffes nicht 
ſtattgefunden hat. Das Schiff iſt nur in's Dock ge⸗ 
gangen, um vor der Abnahme ſeitens der Marine 
in allem beſichtigt und geprüft werden zu können. 

— Gellevue-Theater.) Dieſe uner- 
müdliche Bühne bringt heute neu einſtudirt und mit 
neuer Ausſtattung Lecocq's beſte Operette „Ma m⸗ 
ſell Angot, die Tochter der Halle“, worauf 
beſonders hinzuweiſen wir nicht unterlaſſen wollen, 
mit dem Bemerken, daß die Hauptrollen ſich in den 
Händen der Damen Konrad und Hluchau, 
ſowie des Herrn Kemlitz befinden. 

Stargard, 28. Mat. Der heutige Fettvieh⸗ 
markt war, wie in der Regel, auch diesmal mit 
Pferden betrieben, natürlich in geringerer Auswahl, 
wie an den Viehmärkten. Däniſche Händler nah⸗ 
men heute und geſtern auf dem Lande aufgekaufte 
Pferde ab, traten auch kaufend in den Markt, 
ebenſo Händler aus dem Großherzogthum Poſen. 
Preife wie auf den letzten Märkten. — Rindvieh 
war dagegen ſtärker aufgetrieben und erzielte gute 
Mittelpreiſe; unter Bullen lebhafterer Handel, weil 
für Berlin geſucht; dagegen war der Antrieb von 
Ochſen ſchwach. Hieſige Beſitzer ſah man nur 
ſehr vereinzelt handeln. 


Vermiſchtes. 

— Die diesjährige Lotterie von Baden⸗Ba⸗ 
den hat eine ſehr umfaſſende Umgeſtaltung erfahren, 
durch welche der Werth derſelben in erheblichſter 
Weiſe geſteigert iſt. Die dem Publikum in Folge 
derſelben zugewendeten Vortheile laſſen ſich kurz da⸗ 
hin zuſammenfaſſen: 1) Es ſind folgende Gewinne 
in dieſer Lotterie neu hinzugefügt worden: einer 
von 5000, drei von je 3000, drei von je 2000, 
fünf von je 1000, zweiundzwanzig von je 600, 
zwelundfünfzig von je 300, fünfundzwanzig von je 
200, fünfunddreißig von je 100, vierhundertfünf⸗ 
undfünfzig von je 50, zweihundertſechzig von je 30 
Mark, dagegen ſind die kleineren Gewinne im 
Werthe von 10 Mark ausgefallen. 2) der durch- 
ſchnittliche Werth der kleinſten Gewinne beziffert ſich 
jetzt auf 20 Mark, mithin auf die doppelte Höhe 
des ganzen Loospreiſes und auf den zehnfachen 
Werth der Einlage zur erſten Ziehung. 3) Den 
Gewinnern werden ſämmtliche Gewinne unter 100 
Mark in ganz Deutſchland frankirt zugeſendet und 
für deren Verpackung Nichts in Anrechnung ge⸗ 
bracht. 4) Die Gewinne werden vornehmlich aus 
praltiſchen und vollwerthigen Gegenſtänden beſtehen. 


Die kleineren Luxusartikel kommen faſt gänzlich in 


Wegfall. Der Ankauf geſchieht unter ſtaatlich be⸗ 
ſtellter ſachverſtändiger Aufſicht. Durch denſelben 
werden der Induſtrie ganz beträchtliche Summen 
zugeführt, welche umſomehr in's Gewicht fallen, als 
naturgemäß baare Zahlung erfolgt. Die Ziehung 
der erſten Klaſſe findet am 7. Juni ſtatt. Mit der 
Loosausgabe tft in dieſen Tagen begonnen worden, 
und ſchon zeigt ſich eine ſo allſeitige Nachfrage nach 
Looſen, daß vorausſichtlich ſehr bald dieſelben gänz- 
lich vergriffen ſein werden. Durch die Errichtung 
von Haupt Kollektionen an faſt allen Orten Deutſch⸗ 
lands iſt die Gelegenheit zur Theilnahme an dieſer 
Verlooſung ſehr erleichtert. Es gelangen ſehr be⸗ 
deutende Gewinne zur Verlooſung, u. A. ein Ge⸗ 
winn im Werthe von 60,000 Mark, einer von 
30,000, einer von 15,000, einer von 12,000, 
drei von je 10,000, fünf von je 5000, einer von 
4000, neun von je 3000, neun von je 2000, 
zwanzig von je 1000, zweiundzwanzig von je 600, 
zweiunddreißig von je 500 Mark ꝛc. Der Preis 
eines Looſes beträgt 10 Mark, welcher ſich auf die 
5 Ziehungen mit je 2 Mark vertheilt. 

— Der Fürſt Gortſchakoff ſcheint ſich einer 
gottgeſegneten Natur zu erfreuen. Man weiß, daß 
er ſich auf dem Sterbelager befand, daß die Aerzte 
ihn aufgegeben hatten, daß der Czar gerührten Ab- 
ſchied von ihm zu nehmen gekommen war, daß man 
in aller Welt die Ueberzeugung hegte, daß es nur 
eine Frage von Tagen fein konnte, wann der Kanz⸗ 
ler des ruſſiſchen Reiches mit dem Tode abgehen 
würde. Jetzt aber hat ſich der greiſe Gortſchakoff 
wieder von ſeinem Krankenlager, von dem man 
überzeugt war, es würde ſein Sterbebett werden, 
erhoben und er hegt ſchon wieder Reiſepläne, er 
will bereits wleder die ſtrapaziöſe Fahrt von Pe⸗ 
tersburg nach Baden-Baden machen. Man weiß, 
wie im vorigen Jahre der zweiundachtzigjährige 
Reichskanzler ſich noch gewiſſe kleine Scherze in Ba⸗ 
den⸗Baden erlaubte, für die man ſonſt weder jen⸗ 
ſeits, noch auch in der Nähe der achtziger Jahre 
mehr Intereſſe zu haben pflegt.... Herr Gort- 
ſchakoff iſt von jeher gewohnt geweſen, Europa zu 
dupiren. Man ſteht, er thut dergleichen auch in 
ſeinen perſönlichen Angelegenheiten. Er iſt ſo ſehr 
Diplomat, daß, wenn alle Welt überzeugt iſt, er 
läge im Sterben, er ſich plötzlich wieder ganz friſch 
und munter zeigt. Sogar ſeinen Krankheiten iſt 
nicht einmal zu glauben. Welch' ein großer Di- 
plomat! 


m. 


Viehmarkt. 

Berlin, 28. Mat. Es ſtanden zum Ber- 
kauf: 329 Rinder, 1074 Schweine, 922 Kälber, 
1459 Hammel. 

Der heutige Markt verlief, was Rindvieh und 


die plötzlich eingetretene große Hitze als auch der 
noch in Folge des jüngſten ſchlechten Fleiſchmarktes 
lebende Beſtand neue Einkäufe nicht zuließ. Die 
wenigen verkauften Stücke untergeordneter Qualität 
wurden zu Montagspreiſen abgegeben. 

Schweine wurden zwar zur größeren Hälfte 
verkauft, indeſſen waren Handel und Preiſe ſehr ge⸗ 
drückt. Schwere Landſchweine 55—57, leichte 53 
und Ruſſen 49 bis 52 Mark pro 100 Pfund 
lebend Gewicht bei einer Tara von 20 Prozent. 

Kälber wurden, wenn auch bei ſehr langſa⸗ 
mem Geſchäft, geräumt und durchſchnittlich mit 40 
bis 50 Pf. oro 1 Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 


Tele graphiſche Depeſchen. 

Wien, 28. Mal. Meldung der „Politiſchen 
Korreſp.“: 

Aus Belgrad von heute: Der Ausſchuß der 
Skupſchtina hat die Vorberathung der Eiſenbahn⸗ 
Konvention mit Oeſterreich-Ungarn nahezu vollendet 
die Regierung verfügt über die Zweidrittel⸗Majo⸗ 
rität. Auf Anſuchen der ſerbiſchen Regierung hat 
der engliſche Staatsſekretär des Auswärtigen, Lord 
Granville, der Pforte energiſche Vorſtellungen ma- 
chen laſſen, damit ein Anſchluß der türkiſchen Bahn 
an die ſerbiſchen Bahnen bei Vranje erfolge. 

Beil, 28. Mat. Der im Duell verwundete 
Graf Zichy iſt geſtorben. 

Paris, 28. Mat. Nach einer aus Lima hier 
eingetroffenen Meldung haben die Peruaner No- 
quegua wieder genommen. Die Arequipa-Truppen 
find auf einem Marſche ſüdlich Callaos ohne Er- 
folg beſchoſſen worden. 

Paris, 28. Mal. Deputirtenkammer. Cle⸗ 
menckau tadelt die am Sonntag getroffenen Maß⸗ 
regeln gegenüber einer Kundgebung, die bereits js 
gut wie aufgegeben war. Derſelbe wirft der Re⸗ 
gierung vor, kein Vertrauen in die Freiheit zu ſetzen; 
die Bevölkerung ſei verſtändiger als die Regierung, 
es ſei Zeit, es in Frankreich endlich einmal mit 
der politiſchen Freiheit zu verſuchen. Der Miniſter 
des Innern erwidert hierauf, die Regierung hätte 
eine Kundgebung nicht dulden können, deren Zweck 
es war, verbrecheriſche Thaten zu gloriſiziren. Ge⸗ 
rade weil die Regierung die öffentlichen Freiheiten 
wünſche, wolle ſie dieſelben ſicher ſtellen gegen die⸗ 
jenigen, welche Verwirrung und Aufregung in die 
Gemüther und auf die Straße tragen. (Beifall.) 
Caſſagnac fragt, weshalb man, wenn die Kundge⸗ 
bung ſtrafbar war, nicht die Verhafteten vor den 
Richter ſtelle; die Regierung meſſe mit zweierlei 
Maß, fie ſei ſtreng gegen die Anhänger der Rech- 
ten und ſchone die der Linken. Clemenceau bean- 
tragt eine Tagesordnung, in der Bedauern darüber 
ausgeſprochen wird, daß die Regierung kein Ver⸗ 
trauen zu dem geſunden Sinne der Pariſer Bevöl- 
kerung habe. Die Regierung verlangt dem 
über eine einfache Tagesordnung, welche ale 
mit 309 gegen 31 Stimmen angenommen wird. 

London, 28. Mat. Unterhaus. Die Wahl 
des Ausſchuſſes zur Berathung der die Eidesleiſtung 
Bradlaugh's betreffenden Frage gab zu einer leb⸗ 
haften Debatte über die Zuſammenſetzung des Aus⸗ 
ſchuſſes Veranlaſſung. Der Antrag Wolff's auf 
Vertagung der Wahl wurde indeß mit 256 gegen 
100 Stimmen abgelehnt und die Ernennung des 
Ausſchuſſes hierauf vorgenommen. 

Oberhaus. Lord Oranmore ſprach ſich ge» 
gen die Ernennung Lord Ripons zum Vicekönig von 
Indien aus, weil derſelbe der katholiſchen Konfeſ⸗ 
fion angehöre. Lord Granville, Lord Northbrook 
und Lord Ettrick traten für die Ernennung Lord 
Ripon's ein, womit der Gegenſtand wieder verlaſſen 
wurde. 

London, 28. Mai. Sir Garnet Wolſeleg 
{ft hier eingetroffen. An feiner Stelle iſt Sir 
William Lanpon mit Generalvollmachten als Gon- 
verneur des Trans vaal⸗Gebiets eingeſetzt worden. 

Petersburg, 28. Mat. Morgen wird das 
Urtheil im Prozeß Weimar mit den Motiven pu- 
bligirt. Daſſelbe erklärt, Weimar habe augenſchein⸗ 
lich das Pferd und den Revolver zu nihiliſtiſchen 
Zwecken angekauft, doch ohne in dem Bewußtſein zu 
handeln, daß dieſelben von den Mördern Mejen- 
zeff's, ſowie von Solowjew und Mirski benutzt 
werden würden. Als Milderungsgründe werden an⸗ 
geführt feine großen Verdienſte vor dem Feinde und 
feine Opferwilligkeit im Kriege. Ein Kaſſations⸗ 
geſuch wird gegen das Urtheil nicht eingereicht. 
Saburoff, Michatloff, Löwenthal, Troſzezansky haben 
Gnadengeſuche eingereicht, Weimar nicht, und zwar 
hat Letzterer auch ſeinen Verwandten verboten, um 
Begnadigung zu bitten. Man erwartet die Be- 
gnadigung Saburoff's und Michailoff's zu fünfzehn 
Jahren Zwangsarbeit und Weimar's zu dreijähriger 
Anſiedlung in Sibirien. Auch die Strafen der an- 
deren Verurtheilten werden, wie man erwartet, ver⸗ 
mindert werden. 

Petersburg, 28. Mat. Der „Reglerungs⸗ 
anzeiger“ publizirt, daß die in dem Prozeß gegen 
Michailoff, Weimar und Genoſſen Verurtheilten 
begnadigt worden ſind und zwar: Michailoff und 
Sabur off, die zum Tode verurtheilt waren, der er⸗ 
ſtere zu 20 jähriger, der letztere zu 15 jähriger Zwangs⸗ 
arbeit in den Bergwerken, Troſtſchanzky zu 10jäd- 
riger Zwangsarbeit in den Bergwerken, Weimar 
zu 10 jähriger Zwangsarbeit in einer Feſtung, Maria 
Kolenkina zu 10lähriger, Berdnikoff zu Sjähriger, 
Löwenthal zu 6jähriger Fabrikzwangsarbett, Olga 
Natanſon zur Anſiedlung in einer entfernten, Olga 
Witanjeff zur Anſtedelung in einer weniger entferu- 
ten Gegend Sibiriens, Alexandra, Malinoffskaja 
zum Aufenthalt in dem Gouvernement Tobolsk, 
alle, die Malinowskaja ausgenommen, unter Verluſt 
aller Rechte. 

Das „Journal de St Petersburg nennt den 
15. Juni als den Tag, an welchem die in Ber- 
lin abzuhaltende Konferenz zuſammentreten werde. 


1 


